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Die vorliegende Arbeit ist im Dezember 2020 vom Fachbereich Rechtswis-
senschaft der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt a. M. als
Dissertation angenommen worden. Die verwendete Literatur ist auf dem
Stand vom Mai 2020, Rechtsprechung und Rechtspraxis konnten verein-
zelt noch bis Anfang 2021 berücksichtigt werden.

Entstanden ist die Arbeit während meiner Zeit als wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht
und Völkerrecht in Heidelberg in der Zeit von Oktober 2013 bis April
2020. In diese Zeit fällt mein Aufenthalt an der ENA in Straßburg und Pa-
ris von September 2018 bis Ende 2019, wobei die dortige Praxisausbildung
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Dass diese Dissertation angesichts eines sich stetig wandelnden und
komplexer werdenden Themas erfolgreich abgeschlossen werden konnte,
habe ich der Unterstützung und dem Zuspruch einer Reihe von Personen
zu verdanken.

Meinem Doktorvater, Prof. Dr. Armin von Bogdandy, gebührt größter
Dank für die konstante Förderung meiner Vorhaben und für fortlaufende
gemeinsame Überlegungen zum Thema der europäischen Rechtsstaatlich-
keit, überdies zu einem frühen Zeitpunkt, als die Entwicklung der Rechts-
staatlichkeitskrise noch nicht absehbar war.

Ihm und Herrn Prof. Dr. Stefan Kadelbach habe ich für die sehr rasche
Begutachtung der Arbeit zu danken, die den eigenen Blick nochmals
schärfte.

Den Direktoren des Instituts, Herrn Prof. Dr. Armin von Bogdandy und
Frau Prof. Dr. Dr. h.c. Anne Peters, danke ich für die Aufnahme meiner
Dissertation in die Schriftenreihe des Instituts.

Das Heidelberger Max-Planck-Institut und insbesondere seine Biblio-
thek, die mit großartigem Service Quellen verfügbar machte, schuf die
Grundlage für viel Nachdenken.

Die Arbeit hat darüber hinaus davon profitiert, dass viele weitere Ge-
sprächspartner zu entscheidenden Momenten Denkanstöße lieferten.

Das gilt zunächst für alle Mitstreiter in der Dienstagsrunde, namentlich
Carlino Antpöhler, Franz Ebert, Prof. Dr. Anuscheh Farahat, Prof. Dr.
Matthias Goldmann, Dr. Simon Hentrei, Dr. Michael Ioannidis, Dr. Chris-
toph Krenn, Dr. Mariela Morales Antoniazzi, Prof. Dr. Davide Paris, Prof.
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Dr. Sabrina Ragone, Dr. Giacomo Rugge, Frauke Sauerwein, Dr. Mateja
Steinbrück Platise, Dr. Ximena Soley, Leonie Vierck, Dr. Nele Yang und
Catharina Ziebritzki. Besonders danken möchte ich dabei Prof. Dr. Iris
Canor für ihre Anregungen zum Vertragsverletzungsverfahren und zur
primärrechtlichen Systematik.

Aus dem „Team Peters“ bin ich Dr. Carolyn Moser und Prof. Dr. Pauli-
na Starski für unsere Gespräche dankbar.

Unter den Kollegen und Freunden am Institut nimmt Prof. Russell Mil-
ler eine herausragende Rolle ein. Sein stets frischer Blick stärkte fachlich
und menschlich.

An Heidelberger Freunden außerhalb des Instituts möchte ich nament-
lich Lukas Franke und Tim Knoche danken.

Schließlich darf hier nicht unerwähnt bleiben, dass die Arbeit zentrale
Bereicherung außerhalb Heidelbergs erfahren hat, zum einen 2016-2019
durch die Förderung im Rahmen des Exzellenzclusters Normative Orders
in Frankfurt a. M., zum anderen durch das vielseitige Doktorandenpro-
gramm der École de Droit der Sciences Po, Paris, in dem ich 2015 als
Gastdoktorand mitarbeiten durfte.

Essentiell für ein besseres Verständnis der Entwicklungen in Osteuropa
war die Kooperation des Instituts mit der Warschauer juristischen Fakul-
tät, vor allem die Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Maciej Taborowski und
Prof. Dr. Piotr Bogdanowicz.

Herrn em. Prof. Dr. Dres. h.c. Jochen Frowein habe ich dabei nicht
nur dafür zu danken, die Mitausrichtung einer Konferenz in Warschau
kurzfristig übernommen zu haben, sondern auch für die Zeit, die er sich
für meine juristischen Fragen und solche zur deutsch-polnischen Zusam-
menarbeit nahm.

Neben ihnen allen aber hätte die Dissertation in der hier vorliegenden
Form nicht geschrieben werden können, wenn ich nicht auf Zeit in der
Europäischen Kommission im Referat C.1 der Generaldirektion Justiz und
Verbraucher Kolleginnen und Kollegen über die Schulter hätte schauen
dürfen, die dort für die Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union
kämpfen. Ich will sie nicht ungefragt sämtlich hier nennen, bin aber zuver-
sichtlich, dass sie bei der Durchsicht der Arbeit sehen, wo ihre Geduld mit
mir zu Ergebnissen geführt hat.

Mein tiefer Dank gilt Dr. Emmanuel Crabit, der sich in seinem über-
vollen Terminplan Zeit für augenöffnende Gespräche insbesondere zur
aktuellen Rechtsprechung nahm und mich an Überlegungen und ihren
Hintergründen teilhaben ließ, Niovi Ringou, die mir die aktive Mitarbeit
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